
 
Dringlicher Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
betreffend Reform der Bundespolizei 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Der Landtag kritisiert, dass die Eckpunkte zur Organisationsreform der 
Bundespolizei im Geheimen als "Reform von oben" entwickelt wurden und 
die Bediensteten erst über die Medien von dem Vorhaben informiert wur-
den. Er bedauert, dass Bundesinnenminister Schäuble (CDU) mit diesem 
Vorgehen Mitwirkungsrechte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter übergan-
gen und eine Vertrauenskrise ausgelöst hat. Die Beschäftigten dürfen nicht 
vor vollendete Tatsachen gestellt werden; erforderlich ist vielmehr, sie aktiv 
in den Reformprozess einzubeziehen. 
 
Der Landtag hält eine grundlegende Reform der Bundespolizei für erforder -
lich. Ziele der Polizeireform sind die Neuorganisation der Behördenstruktur, 
die Straffung der Führungsebenen und die Entlastung der Vollzugsbeamten 
von Verwaltungsaufgaben. Dazu ist zu Beginn des Reformprozesses eine 
umfassende Aufgabenkritik erforderlich. Dabei sind die Schnittstellen zu 
Aufgabenbereichen der Landespolizeien und anderer Sicherheitsbehörden, 
wie z.B. des Zolls, klar zu definieren. 
 
Der Landtag fordert die Landesregierung auf, gegenüber der Bundesregie-
rung mit dem Ziel aktiv zu werden, umgehend eine Polizeireformkommissi-
on einzurichten, an der Experten aus Verwaltung und Wissenschaft, Politik 
und Gewerkschaften beteiligt werden, um den Reformprozess der Bundespo-
lizei transparent zu gestalten und dabei die Mitwirkung der Bediensteten und 
der Gewerkschaften sicherzustellen. 
 
Wiesbaden, 27. März 2007 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Tarek Al-Wazir 
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Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 
 

16. Wahlperiode 
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